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cher, zeitlicher und technischer
Abstimmung zu koordinieren
sind. Auch wenn die drei Arbeits-
schritte bzw. Leistungen unbe-
denklich in einzelnen Teilaufträ-
gen vergeben werden können, än-
dert dies unter Heranziehung der
zur Ermittlung des vergaberecht-
lichen Netto-Auftragswertes ge-
botenen rein funktionellen Be-
trachtungswiese nichts daran,
dass die Teilaufträge verbunden
sind und für die Schätzung des
Netto-Auftragswertes als ein ein-
heitlicher Auftrag zu behandeln
sind, so das Kölner Oberlandes-
gericht.
> HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Fachanwalt für Vergabe-
recht bei Rödl & Partner in Nürnberg.

deswasserstraße. Der so definier-
te Werkerfolg ist zu erreichen
durch Ausbaggern der Fahrrinne,
Transport des Baggerguts von der
Bagger- zur Entsorgungsstelle
und Entsorgung des Baggerguts.
Mit der Entsorgung des Bagger-
guts stehen die Bagger- und
Transportleistungen in einem un-
mittelbaren, organisatorischen,
inhaltlichen, wirtschaftlichen und
technischen Zusammenhang. Zur
Erfüllung des auf Freihalten der
Fahrrinne gerichteten Bauvorha-
bens sind drei Arbeitsschritte not-
wendig: Ausbaggern, Transport
und Entsorgung des Baggerguts.
Diese Leistungen bauen unmit-

telbar aufeinander auf und bedin-
gen einander mit der Folge, dass
sie notwendig in enger räumli-

werden. Daraus folgt nach An-
sicht der Kölner Richter, dass ein
Auftraggeber auch dann, wenn er
beabsichtigt, Leistungen in ver-
schiedenen Abschnitten ausfüh-
ren zu lassen, von einem Gesamt-
auftrag ausgehen muss, wenn die-
se Leistungen in wirtschaftlicher
und technischer Hinsicht eine in-
nere Kohärenz und eine funktio-
nale Kontinuität aufweisen.
Gemessen an diesen Grundsät-

zen stellen die Bagger- und Trans-
portleistungen sowie die Entsor-
gung des Baggerguts bei funktio-
naler Betrachtung einen einheitli-
chen Bauauftrag nach § 3 VgV
dar. Denn sämtliche ausgeschrie-
benen Einzelleistungen dienen
der Wiederherstellung des Soll-
profils der Fahrrinne in der Bun-

Nach der Verordnungsbegrün-
dung ist eine Aufteilung nicht ge-
rechtfertigt, wenn die aufgeteilte
Leistung, im Hinblick auf ihre
technische und wirtschaftliche
Funktion einen einheitlichen
Charakter aufweist. Im Rahmen
dieser funktionellen Betrach-
tungsweise sind organisatorische,
inhaltliche, wirtschaftliche sowie
technische Zusammenhänge zu
berücksichtigen. Anhand dieser
Kriterien ist zu bestimmen, ob
Teilaufträge untereinander auf
solch eine Weise verbunden sind,
dass sie als ein einheitlicher Auf-
trag anzusehen sind. Die Auf-
tragswerte derart miteinander
verknüpfter Leistungen sind zu-
sammenzurechnen, auch wenn
sie aufeinanderfolgend erbracht

zur Entsorgung des Baggerguts
auf, weil insgesamt der EU-
Schwellenwert von 5,225 Millio-
nen Euro überschritten würde
und die Bagger- und Transport-
leistungen deshalb nach europa-
weiter Bekanntmachung im offe-
nen Verfahren zu vergeben seien.
Gegen diese Entscheidung bean-
tragte der Bestbieter eine einst-
weilige Verfügung beim zuständi-
gen Zivilgericht. Das zuletzt an-
gerufene Oberlandesgericht Köln
(Beschluss vom 24. Oktober 2016
– 11 W 54/16) bestätigte die Auf-
hebung und beabsichtigte Verga-
be im offenen Verfahren.
Die für die Wahl des zu beach-

tenden Vergabeverfahrens maß-
gebliche Ermittlung des Netto-
Auftragswertes regelt § 3 VgV.

Ein Wasserstraßen- und Schiff-
fahrtsamt hatte Bagger- und

Transportleistungen für eine Bun-
deswasserstraße als Bauleistun-
gen in einer (nationalen) öffentli-
chen Ausschreibung vergeben
wollen. Der Netto-Auftragswert
lag bei isolierter Betrachtung der
fraglichen Bagger- und Transport-
leistungen unterhalb des maßgeb-
lichen EU-Schwellenwertes für
Bauleistungen. Ein Bauunterneh-
mer hat bestbietend an der öffent-
lichen Ausschreibung teilgenom-
men. Die Vergabestelle hob die
öffentliche Ausschreibung aller-
dings unter Hinweis auf einen
wirtschaftlich-funktionalen Zu-
sammenhang der ausgeschriebe-
nen Leistungen mit einer weite-
ren zuvor beauftragten Leistung

Oberlandesgericht Köln zum einheitlichen Auftragsbegriff

Bauleistungen sind zusammenzurechnen

Bei Auschreibung von Baggerarbeiten an einem Kanal gab es Streit. FOTO DPA

Erstmals werden auch Verfah-
ren zur KonzVgV erfasst, aller-
dings waren dies 2016 nur zwei.
Den Schwerpunkt bildeten wieder
die Verfahren nach VgV und
VOL/A-EG a.F.
Die Zahl der Beschwerden

liegt mit 180 deutlich über dem
Wert von 2015 (159 Beschwer-
den). Deutlich überdurchschnitt-
lich oft gehen übrigens seit Jah-
ren die Antragsteller in die Be-
schwerde. Die Vergabekammern
entscheiden sei 1999 in durch-
schnittlich 18,03 Prozent zu-
gunsten des Auftraggebers, aber
im gleichen Zeitraum wurden
68,84 Prozent der Beschwerden
von Antragstellern eingereicht.
Die Erfolgsquote der Beschwer-
den liegt mit 25,3 Prozent etwas
über Mittelwert. > FV

In diesemArtikel wird von „Mittelwert“
gesprochen. Dies ist der von Forum
Vergabe e. V. aus Berlin ermittelte
Durchschnittswert für die Jahre 1999
bis 2016.

Einen neuen Höchstwert er-
reicht die Anzahl der Verlänge-
rungen der Entscheidungsfrist, sie
liegt bei 57,5 Prozent. Allerdings
beruht dies vor allem darauf, dass
die Vergabekammer Rheinland
bei einem Eingang von 60 Verfah-
ren 200-mal die Entscheidungs-
frist verlängert hat. Rechnet man
dies heraus, erreicht man einen
deutlich niedrigeren Wert von un-
ter 40 Prozent – der allerdings im-
mer noch weit vom 2000 erfassten
niedrigsten Wert von 4,8 Prozent
entfernt liegt (bei damals 728 Ein-
gängen). Ein Wert von unter 40
Prozent wurde aber immerhin zu-
letzt 2008 erreicht.
Bei der Zahl der nicht zugestell-

ten Anträge liegt die Vergabekam-
mer Berlin mit 13 (von insgesamt
42 Eingängen) wieder vorne. Von
den Vergabekammern des Bundes
wurde nur ein Antrag nicht zuge-
stellt – erstmals überhaupt seit
2007; in den Jahren 2008 bis 2015
wurden stets alle Anträge auch zu-
gestellt.

Das Bundeswirtschaftsministe-
rium hat die Statistiken zu Zah-
len und Ergebnissen der in 2016
eingegangenen und erledigten
Nachprüfungsverfahren veröf-
fentlicht.
Bei den Vergabekammern ent-

spricht die Zahl der erledigten
Verfahren mit 880 genau der Zahl
der eingegangenen Anträge. Dies
ist allerdings eine zufällige Über-
einstimmung, da einige Vergabe-
kammern mehr, einige weniger als
die eingegangenen Anträge erle-
digt haben. Die Zahl der Eingänge
liegt dabei knapp über der letzt-
jährigen Zahl von 864 Eingängen
(aber immer noch unter dem Mit-
telwert von knapp über 1000 An-
trägen). In 61,5 Prozent der Ver-
fahren wurde der Antrag zurück-
genommen oder die Entscheidung
erging zugunsten des Auftragge-
bers, was etwas über dem Mittel-
wert liegt. Die Antragsteller waren
in 15,9 Prozent der Verfahren er-
folgreich, was ebenfalls leicht über
dem Mittelwert liegt.

Nachprüfungsverfahren 2016

Statistiken veröffentlicht
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